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Die Delegationen erhalten als Anlage die aktualisierte Fassung des Benutzerleitfadens für den 

EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren, über die die Gruppe "Ausfuhr konventioneller Waffen" 

am 26. September 2005 Einvernehmen erzielt hat. 
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ANLAGE 

 

BENUTZERLEITFADEN ZUM VERHALTENSKODEX DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR 

WAFFENAUSFUHREN 

 

 

Einleitung 

________________________________________________________________________________ 

 

Alle Mitgliedstaaten haben vereinbart, bei der Beurteilung von Anträgen in Bezug auf die Ausfuhr 

von Gegenständen der vereinbarten Gemeinsamen EU-Militärgüterliste den EU-Verhaltenskodex 

für Waffenausfuhren anzuwenden. Mit dem Kodex wird zudem das Ziel verfolgt, den 

Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und das gegenseitige Verständnis ihrer 

jeweiligen Ausfuhrkontrollpolitik zu verbessern. 

 

Der Benutzerleitfaden soll den Mitgliedstaaten bei der Anwendung des Verhaltenskodex behilflich 

sein. Er tritt in keinem Falle an dessen Stelle, sondern ist eine Zusammenfassung einvernehmlich 

festgelegter Vorgaben für die Anwendung seiner operativen Bestimmungen. Er ist vor allem für den 

Gebrauch der Bediensteten bestimmt, die Ausfuhrgenehmigungen erteilen. 

 

Dieser Benutzerleitfaden wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert. Die neueste Fassung kann 

auf der Web-Site des Rates unter "Außenpolitik" und sodann unter "Ausfuhrkontrollen sicherheits-

relevanter Güter und Technologien" eingesehen werden. 
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KAPITEL 1 - VERWEIGERUNGSMITTEILUNGEN UND KONSULTATIONEN 

________________________________________________________________________________ 

 

In der Operativen Bestimmung Nr. 3 des Verhaltenskodex heißt es, dass die Mitgliedstaaten Einzel-

heiten zu den abgelehnten Ausfuhranträgen mitzuteilen und eine Begründung beizufügen haben, 

warum die Genehmigung verweigert wurde. 

 

Die Weitergabe von Informationen über die Verweigerung von Ausfuhrgenehmigungen ist eine der 

wichtigsten Möglichkeiten, die Ziele der Regelungen der einzelnen Mitgliedstaaten zur Ausfuhr-

kontrolle sowie eine Konvergenz dieser Regelungen zu erreichen. In diesem Kapitel sollen die Auf-

gaben der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet näher erläutert werden. Dabei wird auch dem Umstand 

Rechnung getragen, dass die Mitgliedstaaten am 23. Juni 2003 übereingekommen sind, Anträge auf 

Lizenzen für spezifische Vermittlungstätigkeiten auf der Grundlage der Bestimmungen dieses 

Verhaltenskodex zu prüfen. 
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Abschnitt 1: Definition der Ablehnung oder Verweigerung einer Genehmigung 

________________________________________________________________________________ 

 

1.1.1. In der Operativen Bestimmung Nr. 3 des Verhaltenskodex heißt es: "Als Ablehnung einer 

Genehmigung ist anzusehen, wenn der Mitgliedstaat die Genehmigung des tatsächlichen Ver-

kaufs oder der Ausfuhr der betreffenden militärischen Ausrüstung abgelehnt hat und es 

andernfalls zu einem Verkauf oder Abschluss des betreffenden Vertrags gekommen wäre. ... 

kann eine notifizierbare Ablehnung, im Einklang mit nationalen Verfahren, auch die Ableh-

nung einer Genehmigung für die Aufnahme von Verhandlungen oder ein abschlägiger 

Bescheid auf eine förmliche Voranfrage zu einem bestimmten Auftrag sein." 

 

1.1.2. Derzeit herrschen in den Mitgliedstaaten unterschiedliche Praktiken bezüglich des Zeitpunkts, 

zu dem ein Unternehmen sich wegen einer Ausfuhrgenehmigung an die Regierungsbehörden 

seines Staates wendet. Einige Mitgliedstaaten bearbeiten die Anfrage eines Unternehmens erst 

dann, wenn eine förmliche Ausfuhrgenehmigung beantragt wurde. Andere unterhalten weni-

ger formelle Beziehungen zur Industrie und geben bereits zu einem frühen Zeitpunkt unver-

bindliche Hinweise dazu, ob ein vorgesehenes Geschäft genehmigt werden kann oder nicht. 

 

1.1.3. Unabhängig davon, ob ein Unternehmen im Zusammenhang mit der möglichen Ausfuhr einer 

Ware bereits zu einem frühen Zeitpunkt des Vermarktungsprozesses einen Antrag stellt oder 

ob es diesen Antrag erst stellt, kurz bevor ihm ein Ausfuhrauftrag erteilt wird, muss der 

Antrag einigen formalen Anforderungen genügen, damit eine förmliche Antwort erteilt und - 

sollte sie ablehnend ausfallen - von der Regierungsbehörde in Form einer Verweigerung der 

Genehmigung mitgeteilt werden kann. Sind bestimmte Fakten nicht bekannt, so ist eine Erör-

terung nur auf der Grundlage von Annahmen möglich, und die zuständige Behörde kann die 

Angelegenheit nicht als ordnungsgemäßen Antrag behandeln. Ein telefonisch gestellter 

Antrag oder eine kurze E-Mail mit allgemeinen Informationen oder Fragen sind deshalb keine 

Vorgänge, die es der zuständigen Behörde ermöglichen, für eine konkrete Geschäftsmöglich-

keit eine Genehmigung zu erteilen oder zu verweigern. 

 

1.1.4. Eine Verweigerungsmitteilung muss erfolgen, wenn die Regierungsbehörde einen Antrag auf 

Ausfuhrgenehmigung abgelehnt hat, der schriftlich (per E-Mail, Fax oder Schreiben) gestellt 

wurde und hinreichende Angaben enthielt, um der zuständigen Behörde eine Entscheidung zu 

ermöglichen. Ein schriftlicher Antrag auf Ausfuhrgenehmigung muss mindestens folgende 

Angaben enthalten: 
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• Bestimmungsland; 

• detaillierte Beschreibung des betreffenden Gutes mit Mengenangabe und gegebenenfalls 

mit technischen Spezifikationen; 

• Käufer (mit der Angabe, ob es sich bei dem  Käufer um eine Regierungseinrichtung, 

eine Streitkräfteeinheit oder um paramilitärische Kräfte handelt oder ob der Käufer eine 

Privatperson, eine natürliche Person oder eine juristische Person ist); 

• vorgesehener Endverwender. 

 

1.1.5. Eine Verweigerungsmitteilung sollte darüber hinaus erstellt werden, wenn  

 

• ein Mitgliedstaat eine bereits erteilte Ausfuhrgenehmigung widerruft; 

• ein Mitgliedstaat die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung verweigert, die für den 

Anwendungsbereich des Kodex von Bedeutung ist, und im Zusammenhang mit dieser 

Verweigerung bereits eine Verweigerungsmitteilung im Rahmen anderer internationaler 

Ausfuhrkontrollregelungen übermittelt hat; 

 

• ein Mitgliedstaat ein Ausfuhrgeschäft abgelehnt hat, das als im Wesentlichen gleichartig 

mit einer Transaktion gilt, die vorher bereits von einem anderen Mitgliedstaat abgelehnt 

wurde, der die entsprechende Verweigerung der Genehmigung mitgeteilt hat; um fest-

zustellen, ob es sich um eine "im Wesentlichen gleichartige" Transaktion handelt, sind 

unter anderem folgende Aspekte detailliert zu beurteilen: die technischen Spezifikatio-

nen, die Mengen- und Volumenangaben sowie die Angaben zu Kunden und Endver-

wendern der betreffenden Güter. 

 

1.1.6. Dementsprechend sollte unter folgenden Umständen keine Verweigerungsmitteilung erstellt 

werden: 

 

• wenn ein Antrag auf Genehmigung entweder nicht schriftlich gestellt worden ist oder 

nicht alle Angaben gemäß Nummer 1.4 enthält. 

 

1.1.7. Wird eine Ausfuhrgenehmigung aufgrund einer nationalen Regelung verweigert, in deren 

Rahmen strengere Maßstäbe als die vom Verhaltenskodex festgelegten angelegt werden, kann 

eine Verweigerungsmitteilung "nur zur Information" erstellt werden. Eine solche Verweige-

rungsmitteilung würde vom Generalsekretariat in die zentrale Datenbank aufgenommen, 

jedoch nicht aktiviert. 
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Abschnitt 2: Angaben einer Verweigerungsmitteilung 

 

 

1.2.1. Für eine erfolgreiche Anwendung des Systems für die Verweigerungsmitteilungen ist es uner-

lässlich, dass alle einschlägigen Angaben übermittelt werden, wenn die Verweigerung einer 

Genehmigung mitgeteilt wird, so dass die anderen Mitgliedstaaten diese Angaben bei der 

Gestaltung ihrer jeweiligen Regelungen zur Ausfuhrkontrolle berücksichtigen können. In 

diesem Abschnitt werden deshalb harmonisierte Mitteilungsformblätter beschrieben, und zwar 

sowohl für Verweigerungsmitteilungen für Ausfuhrgenehmigungen und Vermittler-Lizenzen 

(Formblatt 1, siehe Muster im Anhang) als auch für die Änderung oder den Widerruf von 

Verweigerungsmitteilungen (Formblatt 2, siehe Muster im Anhang). 

 

1.2.2. Nachstehend die Beschreibung der entsprechenden Angaben: 

 

Kennnummer 

 

Von dem das Formblatt ausstellenden Mitgliedstaat zugewiesene Standardregistrierungs-

nummer mit folgendem Format: Standardakronym der zugrundegelegten Regelung 

(EUARMS) / Akronym aus zwei Buchstaben für das ausstellende Land / Jahr (4 Zahlen) / 

Aktenzeichen (3 Zahlen). Beispiele: EUARMS/PT/2005/007, EUARMS/ES/2003/168. 

 

Endbestimmungsland 

 

Land, in dem der Endverwender (gemäß den Informationen des exportierenden Landes) 

seinen Sitz hat. 

 

Datum der Notifizierung 

 

Hierbei handelt es sich um das Datum der Mitteilung, mit der die EU-Partner über die Ent-

scheidung informiert werden, die Genehmigung zu verweigern oder die Verweigerung zu 

ändern oder zu widerrufen. 
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Angabe zur Kontaktperson für nähere Angaben 

 

In dieser Rubrik werden Name, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Anschrift der Per-

son angegeben, die nähere Auskünfte geben kann. 

 

Kurzbeschreibung der Waren 

 

Technische Spezifikation, die eine vergleichende Beurteilung ermöglicht. Falls in der Sache 

erforderlich, sollten technische Parameter angegeben werden. Gegebenenfalls sollte das (noch 

zu erstellende) französisch-englische Fachwörterglossar verwendet werden. Ergänzend zu der 

Beschreibung können freiwillig folgende Angaben gemacht werden: 

 

− Angabe der Menge, 

− Angabe des Wertes, 

− Angabe des Herstellers der Güter. 

 

Nummer in der Militärgüterliste 

 

Bei Gütern, bezüglich deren Informationen zur Verweigerungsmitteilung gemäß der 

Operativen Bestimmung Nr. 6 des Verhaltenskodex ausgetauscht werden: Angabe der 

Positionsnummer der Güter, die Gegenstand der Notifizierung sind, in der letztgültigen 

Fassung der Gemeinsamen Militärgüterliste der EU (gegebenenfalls mit Unternummer) oder 

ihrer Positionsnummer in der Liste von Produkten mit doppeltem Verwendungszweck 

(Angabe der offiziellen Referenz). 

 

Mitgeteilter Endverwendungszweck 

 

Angabe der vorgesehenen Verwendung des Gutes, das Gegenstand der Mitteilung ist (z.B. 

Ersatzteil für ..., Einbau in ..., Verwendung als ...). Stellt das Gut eine Zulieferung für ein 

Projekt dar, so ist die Projektbezeichnung anzugeben. 
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Empfänger und Endverwender 

 

Hierzu sind so viele Einzelheiten wie möglich mitzuteilen, um so eine vergleichende Beur-

teilung zu ermöglichen. Es sind gesonderte Felder für Name/Anschrift/Land/Telefon-

nummer/Faxnummer/E-Mail-Anschrift vorgesehen. 

 

Grund für die Mitteilung/Verweigerung/Änderung 

 

Im Falle einer Verweigerung der Genehmigung sind an dieser Stelle die geltenden Kriterien 

gemäß dem EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren anzugeben. Umfasst das angewandte 

Kriterium mehrere Absätze, zum Beispiel Kriterium 7 Buchstaben a, b, c und d, so ist 

anzugeben, welcher Absatz zutreffend ist bzw. welche Absätze zutreffend sind. Im Falle einer 

Änderung oder im Falles des Widerrufs einer Verweigerungsmitteilung ist eine kurze Erläute-

rung anzufügen, zum Beispiel "in Folge der Aufhebung des Embargos", "ersetzt durch Mit-

teilung X" usw. 

 

Ergänzende Bemerkungen 

 

Freiwillig – ergänzende Angaben jeder Art, die für die anderen Mitgliedstaaten bei ihrer 

Beurteilung hilfreich sein können. 

 

Ursprungsland der Güter 

 

Diese Rubrik ist nur bei Verweigerungsmitteilungen bezüglich Vermittlungstätigkeiten auszu-

füllen. Bei dem Ursprungsland der Güter handelt es sich um das Land, aus dem die vermittel-

ten Güter ausgeführt werden. 

 

Name des Vermittlers und nähere Angaben 

 

Diese Rubrik ist nur bei Verweigerungsmitteilungen bezüglich Vermittlungstätigkeiten auszu-

füllen. Hier sind Name(n), Geschäftsanschrift(en), Land, Telefonnummer(n), Faxnummer(n) 

und E-Mail-Anschrift(en) des/der Vermittler(s), dessen/deren Lizenzantrag/-anträge abgelehnt 

wurde(n), anzugeben. 
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Zu ändernde Angaben 

 

Hier ist anzugeben, welcher Bestandteil der ursprünglichen Mitteilung zu ändern ist. 

 

Neue Angaben 

 

Hier ist der neue Inhalt des geänderten Bestandteils anzugeben. 

 

Tag des Wirksamwerdens der Änderung/des Widerrufs 

 

Der Tag, an dem der Beschluss zur Änderung oder zum Widerruf der Ablehnung oder Ver-

weigerung in Kraft tritt. 
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Abschnitt 3: Widerruf einer Verweigerungsmitteilung 

 

 

1.3.1. Die Verweigerungsmitteilung dient dazu, Informationen über die Regelungen eines Mitglied-

staates zur Ausfuhrkontrolle verfügbar zu machen, die von den anderen Mitgliedstaaten bei 

ihren eigenen Entscheidungen bezüglich der Erteilung von Ausfuhrgenehmigungen berück-

sichtigt werden können. Zwar kann der Bestand an Verweigerungsmitteilungen nicht genau 

die von einem Mitgliedstaat zu jedem Zeitpunkt angewandten Regelungen zur Ausfuhr-

kontrolle widerspiegeln, die Mitgliedstaaten können jedoch gegebenenfalls Verweigerungs-

mitteilungen widerrufen und dadurch die Informationen auf dem neuesten Stand halten. 

 

1.3.2. Der Widerruf sollte durch eine über das COREU-System übermittelte Nachricht so kurzfristig 

wie möglich nach der Entscheidung zum Widerruf erfolgen, in jedem Fall innerhalb von drei 

Wochen ab der Entscheidung. Die Mitgliedstaaten verwenden hierzu das Formblatt 2 (siehe 

Anhang 2). 

 

1.3.3. Die Mitgliedstaaten überprüfen einmal jährlich die bestehenden Verweigerungsmitteilungen; 

dabei widerrufen sie Mitteilungen, wenn diese aufgrund einer Änderung in der nationalen 

Auffassung nicht länger relevant sind (Aktualisierung), oder sie streichen Mehrfach-

mitteilungen, die im Wesentlichen gleichartige Transaktionen betreffen (Straffung), damit 

sich nur diejenigen Verweigerungsmitteilungen im Bestand befinden, die für ihre nationalen 

Ausfuhrkontrollregelungen am meisten von Belang sind. 

 

1.3.4. Ein Widerruf kann auch unter folgenden Umständen erfolgen: 

 

• Ein Mitgliedstaat erteilt eine Ausfuhrgenehmigung für eine Transaktion, die "im 

Wesentlichen gleichartig" mit einer Transaktion ist, für die er in der Vergangenheit die 

Genehmigung verweigert hat. In diesem Fall sollte die vorher ausgesprochene Verwei-

gerungsmitteilung widerrufen werden. 

• Nach Aufhebung eines Waffenembargos. In diesem Fall widerrufen die Mitgliedstaaten 

innerhalb eines Monats nach Aufhebung des Embargos alle Verweigerungs-

mitteilungen, die ausschließlich durch das Embargo begründet waren. 

• Ein Mitgliedstaat entscheidet, dass eine Ausfuhrgenehmigung, die vorher widerrufen 

wurde, wieder erteilt wird (siehe Nummer 1.1.5 Punkt 1). 

 

1.3.5. Vor mehr als drei Jahren ausgesprochene Verweigerungsmitteilungen müssen von den Mit-

gliedstaaten nicht widerrufen werden. Solche Verweigerungsmitteilungen werden automatisch 

vom Generalsekretariat des Rates in der zentralen Datenbank deaktiviert (siehe 

Nummer 1.4.8). Deaktivierte Verweigerungsmitteilungen verbleiben jedoch in der Datenbank. 
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Abschnitt 4: Verfahren für Verweigerungsmitteilungen und für Konsultationen 

 

Ausfuhrgenehmigungen 

 

Verweigerungsmitteilungen: Übermittlung 

 

1.4.1. Wird eine Ausfuhrgenehmigung für Waffen oder eine Lizenz für Waffenvermittlertätigkeiten 

verweigert, so müssen die Mitgliedstaaten die Verweigerungsmitteilung spätestens einen 

Monat nach Ablehnung der Genehmigung bzw. der Lizenz übermittelt haben.  

 

1.4.2. Zur Übermittlung der Verweigerungsmitteilung an alle anderen Mitgliedstaaten verwenden 

die Mitgliedstaaten das Formblatt 1. Es sind alle Felder auszufüllen, falls dies nicht geschieht, 

ist eine Erklärung beizufügen, warum sie nicht von Belang sind. Unvollständige Anträge 

werden vom Generalsekretariat des Rates nicht in die Datenbank aufgenommen.  

 

1.4.3. Alle Verweigerungsmitteilungen, Widerrufe und Änderungen müssen schriftlich in englischer 

oder französischer Sprache vorgelegt werden. Sie werden über das COREU-System an alle 

Mitgliedstaaten übermittelt (eine Kopie der Nachricht für das Generalsekretariat des Rates 

wird automatisch erstellt). Die Mitteilung sollte als "Restricted" klassifiziert sein. Als Dring-

lichkeitsstufe sollte "Urgent" verwendet werden. 

 

Verweigerungsmitteilungen: weiteres Vorgehen und Archivierung 

 

1.4.4. Das Generalsekretariat des Rates verwaltet eine zentrale Datenbank für Verweigerungs-

mitteilungen im Zusammenhang mit Ausfuhrgenehmigungen. Dies hindert die 

Mitgliedstaaten nicht daran, eigene Datenbanken zu unterhalten. Die zentrale Datenbank für 

Verweigerungsmitteilungen ist eine allen Mitgliedstaaten zugängliche Informationsquelle. Sie 

ermöglicht es den Mitgliedstaaten, Suchdurchläufe nach einem beliebigen Feld oder nach 

einer Kombination von Feldern der Verweigerungsmitteilung (Land, das die 

Verweigerungsmitteilung erstellt hat; Bestimmungsland der Güter; Kriterien für die 

Ablehnung; Beschreibung der Güter; ...) durchzuführen. Die Datenbank ermöglicht es ferner, 

nach den einzelnen Feldern gesondert Statistiken zu erstellen. 

 

1.4.5. Die in der Datenbank enthaltenen Angaben sind als "Restricted" klassifiziert und werden von 

allen Mitgliedstaaten und vom Generalsekretariat des Rates entsprechend behandelt. Die 

Datenbank wird in englischer Sprache geführt. Werden die Angaben in französischer Sprache 

übermittelt, so werden sie vom Generalsekretariat ins Englische übersetzt. Zu diesem Zweck 

stellen die Mitgliedstaaten ein Glossar der Fachtermini zusammen. 
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1.4.6. Das Generalsekretariat prüft alle Formblätter 1 zu Verweigerungsmitteilungen auf Vollstän-

digkeit der wesentlichen Angaben. Sind diese vollständig, wird das Formblatt in die zentrale 

Datenbank eingegeben. Fehlen wesentliche Angaben, fordert das Generalsekretariat diese von 

dem Mitgliedstaat an, der die Verweigerungsmitteilung erstellt hat. Verweigerungs-

mitteilungen werden nicht in die Datenbank aufgenommen, wenn nicht mindestens folgende 

Angaben vorliegen: 

 

− Kennnummer; 

− Bestimmungsland; 

− Kurzbeschreibung der Güter (mit der entsprechenden Nummer in der Militärgüterliste); 

− angegebener Endverwendungszweck; 

− Name und Land des Empfängers oder, falls abweichend, des Endverwenders (dabei 

muss spezifiziert sein, ob es sich beim Käufer um eine Regierungseinrichtung, um 

Polizei, Armee, Marine, Luftwaffe oder um paramilitärische Kräfte handelt oder ob der 

Käufer eine Privatperson, eine natürliche oder eine juristische Person ist); 

− Gründe für die Ablehnung (bei denen nicht nur die Nummer bzw. Nummern des Krite-

riums/der Kriterien, sondern auch die Gründe, auf die sich die Beurteilung stützt, zu 

nennen sind); 

− Zeitpunkt der Ablehnung (oder Mitteilung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

Ablehnung, sofern sie noch keine Anwendung findet). 

 

1.4.7. Geht beim Generalsekretariat des Rates eine Mitteilung auf dem Formblatt 2 zum Widerruf 

einer Verweigerungsmitteilung ein, so löscht das Generalsekretariat diese Verweigerungs-

mitteilung aus der zentralen Datenbank. Geht beim Generalsekretariat des Rates eine Mittei-

lung auf dem Formblatt 2 zur Änderung einer Verweigerungsmitteilung ein, so ändert es diese 

Verweigerungsmitteilung gemäß den Angaben im Formblatt, sofern die neuen Angaben dem 

vereinbarten Format entsprechen. 

 

1.4.8. Das Generalsekretariat des Rates vergewissert sich regelmäßig einmal im Monat, dass keine 

in der zentralen Datenbank enthaltene aktive Verweigerungsmitteilung älter als drei Jahre ist. 

Verweigerungsmitteilungen, die älter als drei Jahre sind, werden deaktiviert, die Angaben 

bleiben allerdings in der Datenbank erhalten. 

 

1.4.9. Solange noch keine Fernabfrage einer gesicherten Datenbank möglich ist, übersendet das 

Generalsekretariat des Rates den Mitgliedstaaten jeweils um den ersten Werktag jedes Monats 

über eigens dafür benannte Mitarbeiter ihrer Ständigen Vertretungen in Brüssel eine Diskette 

mit der aktuellen Fassung der Datenbank. Dabei werden die einschlägigen Sicherheitsmaß-

nahmen befolgt. 
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Verfahren für Konsultationen 

 

1.4.10. Prüft ein Mitgliedstaat die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung, so konsultiert er die Daten-

bank, um festzustellen, ob ein anderer Mitgliedstaat eine im Wesentlichen gleichartige 

Transaktion abgelehnt hat; wenn dies der Fall ist, so konsultiert er den Mitgliedstaat bzw. 

die Mitgliedstaaten, der/die die Verweigerungsmitteilung(en) erstellt hat/haben. 

 

1.4.11. Ist ein Mitgliedstaat sich nicht sicher, ob eine in der zentralen Datenbank gespeicherte Ver-

weigerungsmitteilung eine "im Wesentlichen gleichartige Transaktion" betrifft, so leitet er 

eine Konsultation ein, um die Frage zu klären. 

 

1.4.12. Eine solches Konsultationsersuchen ist über das COREU-System zu senden und entweder in 

englischer oder in französischer Sprache abzufassen. Es ist an den Mitgliedstaat zu richten, 

der die Verweigerungsmitteilung erstellt hat, und wird vorzugsweise allen anderen Mitglied-

staaten in Kopie übermittelt; eine rein bilaterale Versendung des Ersuchens ist jedoch auch 

möglich. Die zu übermittelnde Nachricht lautet wie folgt: 

 

"[Member State X] would be grateful for further information from [Member State Y] on EU 

Code of Conduct denial notification [identification number], as we are considering a 

relevantly similar licence application. Under the Users’ Guide of the Code of Conduct, we 

hereby request a response on or before [deadline date]. It will be considered that there has 

been no response unless we receive a reply by this date. For further information please 

contact [name, telephone number, e-mail address]." 

 
("[Mitgliedstaat X] würde es begrüßen, von [Mitgliedstaat Y] nähere Angaben zu der im 

Rahmen des EU-Verhaltenskodex erstellten Verweigerungsmitteilung [Kennnummer] zu 

erhalten, da er derzeit einen im Wesentlichen vergleichbaren Genehmigungsantrag prüft. 

Entsprechend dem Benutzerleitfaden für den Verhaltenskodex ersuchen wir hiermit um Ant-

wort bis spätestens [Frist/Termin]. Liegt uns bis zu diesem Termin keine Antwort vor, so 

gehen wir davon aus, dass keine Antwort erfolgt. Für nähere Angaben setzen Sie sich bitte 

mit [Name, Telefonnummer, E-Mail-Anschrift] in Verbindung.") 

 

1.4.13. Die Frist beträgt drei Wochen ab der Übermittlung des Konsultationsersuchens (Datum der 

Einleitung der Konsultation), es sei denn, die betreffenden Parteien treffen eine anders lau-

tende Vereinbarung. Hat der Mitgliedstaat, an den die Anfrage gerichtet war, nicht innerhalb 

dieser Frist geantwortet, so wird davon ausgegangen, dass dieser Mitgliedstaat keine Ein-

wände gegen den Genehmigungsantrag hat. 

 

1.4.14. Erfolgte die Verweigerung einer Genehmigung seitens eines Mitgliedstaats aufgrund von 

nachrichtendienstlichen Erkenntnissen, so kann dieser Mitgliedstaat folgende Erklärung 

abgeben: "The refusal was based on information from sensitive sources. (Die Ablehnung 

basierte auf Informationen aus sicherheitsempfindlicher Quelle.)" Der anfragende Mitglied-

staat wird in einem solchen Fall üblicherweise von weiteren Anfragen bezüglich der Infor-

mationsquelle absehen. 
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1.4.15. Der Mitgliedstaat, an den das Konsultationsersuchen gerichtet ist, kann innerhalb der Frist 

von drei Wochen eine Verlängerung der Frist um eine weitere Woche erbitten. Eine solche 

Fristverlängerung sollte so bald wie möglich beantragt werden. 

 

1.4.16. Für das erste Konsultationsersuchen ist das obige Format festgelegt; für weitere Anfragen 

kann ein beliebiges, zwischen den Mitgliedstaaten zu vereinbarendes Format gewählt 

werden. Unabhängig vom Format sollte der Mitgliedstaat, an den das Konsultationsersuchen 

gerichtet ist, sämtliche Hintergründe und Denkansätze mitteilen, die zur Ablehnung des 

Antrags geführt haben. 

 

1.4.17. Die EU-Mitgliedstaaten behandeln Verweigerungsmitteilungen und Konsultationsersuchen 

vertraulich. Sie bearbeiten sie in angemessener Weise und ziehen keinen wirtschaftlichen 

Vorteil daraus. 

 

Nach Abschluss der Konsultation 

 

1.4.18. Kommen die betreffenden Mitgliedstaaten überein, das Ergebnis ihrer Konsultation weiter-

zugeben, so unterrichtet der anfragende Mitgliedstaat alle Mitgliedstaaten - vorzugsweise 

über das COREU-System - von der Entscheidung, die er bezüglich des Genehmigungs-

antrags getroffen hat. Dies gilt unabhängig davon, ob der anfragende Mitgliedstaat beschlos-

sen hat, den Antrag zu genehmigen oder ihn abzulehnen. Hat der anfragende Mitgliedstaat 

beschlossen, eine Genehmigung zu erteilen, so übermittelt er außerdem eine kurze Begrün-

dung für seine Entscheidung. Kommt der anfragende Mitgliedstaat im Anschluss an die 

Konsultation zu dem Schluss, dass der Genehmigungsantrag nicht für eine "im Wesentlichen 

gleichartige Transaktion" gestellt wurde, so setzt er den konsultierten Mitgliedstaat auf dem 

ihm am geeignetsten erscheinenden Weg davon in Kenntnis. Die Mitteilung bezüglich der 

Entscheidung sollte innerhalb von drei Wochen übermittelt werden. 
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Lizenzen für Vermittlertätigkeiten, Durchfuhr oder Umladung sowie nicht gegenständlichen 

Technologietransfer 

 

1.4.19. Alle oben beschriebenen Verfahren für die Übermittlung, Bearbeitung und Archivierung von 

Verweigerungsmitteilungen, für die Durchführung von Konsultationen sowie die im 

Anschluss an eine Konsultation durchzuführenden Maßnahmen (Nummern 1.4.1 bis 1.4.18) 

werden für Verweigerungsmitteilungen bezüglich Lizenzen für Vermittlertätigkeiten, Durch-

fuhr oder Umladung sowie nicht gegenständlichen Technologietransfer ebenso durchgeführt 

wie für Verweigerungsmitteilungen bezüglich Anträgen auf Ausfuhrgenehmigung der Güter.  

 

1.4.20. Alle Mitgliedstaaten, die gesetzliche Vorschriften für Vermittlungstätigkeiten erlassen haben 

und über ein Lizenzsystem für Vermittlungstätigkeiten verfügen, sind gehalten, im Falle der 

Verweigerung einer Lizenz für Vermittlertätigkeiten ebenso Verweigerungsmitteilungen zu 

erstellen wie im Falle der Verweigerung einer Ausfuhrgenehmigung, soweit ihre nationalen 

Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten dies erlauben. Die Verweigerungsmitteilungen 

bezüglich Vermittlungstätigkeiten werden vom Generalsekretariat des Rates in einer geson-

derten Datenbank erfasst; das Generalsekretariat übermittelt diese Datenbank zusammen mit 

der Datenbank für Verweigerungsmitteilungen für Ausfuhrgenehmigungen einmal monat-

lich. 
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KAPITEL 2 – LIZENZVERGABE 

 

Abschnitt 1: Bewährte Praktiken bei den Endverwendererklärungen 

 

2.1.1. Es sollte ein gemeinsamer Kern von Angaben in einer Endverwendererklärung enthalten sein, 

wenn eine solche von einem Mitgliedstaat in Bezug auf die Ausfuhr von Gütern, die in der 

Gemeinsamen EU-Militärgüterliste erfasst ist, verlangt wird. Einige Angaben können von den 

Mitgliedstaaten auch nach deren freiem Ermessen verlangt werden. 

 

2.1.2. Die Endverwendererklärung sollte zumindest folgende Angaben enthalten: 

 

− Angaben zum Exporteur (zumindestens Name, Anschrift und Firma); 

 

− Angaben zum Endverwender (zumindestens Name, Anschrift und Firma); handelt es 

sich um ein Unternehmen, das die Waren auf dem einheimischen Markt weiterverkauft, 

gilt das Unternehmen als der Endverwender; 

 

− Endbestimmungsland; 

 

− Beschreibung der zur Ausfuhr bestimmten Waren (Art, Eigenschaften) oder Verweis 

auf den mit den Behörden des Endbestimmungslands abgeschlossenen Vertrag; 

 

− Menge und/oder Wert der zur Ausfuhr bestimmten Güter; 

 

− Unterschrift, Name und Status des Endverwenders; 

 

− Datum der Endverwendererklärung; 

 

− Endverwenderklausel und/oder Wiederausfuhrverbotsklausel, sofern angebracht; 

 

− Angabe des Endverwendungszwecks der Güter. 
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2.1.3 Zu den Angaben, die von den Mitgliedstaaten nach deren freiem Ermessen verlangt werden 

können, gehören unter anderem: 

 

− eine Klausel, die die Wiederausfuhr der von der Endverwendererklärung abgedeckten 

Güter verbietet. Eine solche Klausel könnte unter anderem 

 

• ein allgemeines Wiederausfuhrverbot enthalten, 

 

• vorsehen, dass eine Wiederausfuhr nur mit schriftlicher Genehmigung der Behör-

den des Landes möglich ist, aus dem die Güter ursprünglich ausgeführt wurden; 

 

• eine Wiederausfuhr ohne vorherige Genehmigung der Behörden des Ausfuhr-

landes erlauben, sofern es sich um eine Wiederausfuhr in bestimmte in der End-

verwendererklärung definierte Länder handelt; 

 

− gegebenenfalls eine Verpflichtung, dass die zur Ausfuhr bestimmten Güter ausschließ-

lich für die erklärten Zwecke verwendet werden; 

 

− gegebenenfalls eine Verpflichtung, dass die Güter nicht für die Entwicklung, die Her-

stellung oder den Einsatz von chemischen, biologischen oder atomaren Waffen oder von 

Flugkörpern, die solche Waffen transportieren können, verwendet werden; 

 

− gegebenenfalls genaue Angaben über den Zwischenhändler; 

 

− wird die Endverwendererklärung von der Regierung des Landes erstellt, für das die 

Güter bestimmt sind, so wird die Erklärung von den Behörden des Ausfuhrlandes 

beglaubigt, damit die Echtheit der Unterschrift des Unterzeichners und seine Berech-

tigung zum Eingehen von Verpflichtungen im Namen seiner Regierung geprüft werden 

können. 
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Abschnitt 2: Beurteilung von Anträgen auf "Verarbeitung" und Wiederausfuhr 

 

2.2.1. Die Mitgliedstaaten werden den Verhaltenskodex – wie bei allen Lizenzanträgen – uneinge-

schränkt auf Lizenzanträge für Güter anwenden, von denen bekannt ist, dass sie in für die 

Wiederausfuhr bestimmte Erzeugnisse eingehen. Allerdings werden die Mitgliedstaaten bei 

der Prüfung solcher Anträge u.a. auch Folgendem Rechnung tragen: 

 

i) der Ausfuhrkontrollpolitik und der Wirksamkeit des Ausfuhrkontrollsystems des 

Staates, in dem der Fertigungsprozess stattfindet; 

 

ii) der Bedeutung ihrer Beziehungen zu diesem Staat im Verteidigungs- und Sicherheits-

bereich; 

 

iii) der materiellen Bedeutung und Signifikanz der Güter im Verhältnis zu den Gütern, in 

die sie eingehen sollen, und im Verhältnis zu einer eventuell bedenklichen Endverwen-

dung der fertigen Erzeugnisse; 

 

iv) der Leichtigkeit, mit der die Güter oder wichtige Bestandteile von ihnen aus den Gütern, 

in die sie eingehen sollen, wieder entfernt werden könnten; 

 

v) dem offiziellen Empfänger der auszuführenden Güter. 
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Abschnitt 3: Ausfuhr von der Kontrolle unterliegenden Gütern für humanitäre Zwecke 

 

2.3.1. Zuweilen ziehen die Mitgliedstaaten in Betracht, die Ausfuhr von Gütern zu genehmigen, die 

in der Gemeinsamen Militärgüterliste erfasst sind, wenn sie für humanitäre Zwecke bestimmt 

sind, obwohl diese Ausfuhr normalerweise aufgrund der Kriterien des Verhaltenskodex ver-

weigert würde. In ehemaligen Konfliktgebieten können bestimmte Güter einen wichtigen 

Beitrag zur Gewährleistung der Sicherheit der Zivilbevölkerung und zum Wiederaufbau der 

Wirtschaft leisten. Derartige Ausfuhren stehen nicht unbedingt im Widerspruch zu den Krite-

rien. Sie werden wie alle anderen Ausfuhren von Fall zu Fall geprüft. Die Mitgliedstaaten 

benötigen dabei angemessene Sicherheiten, um den Missbrauch der betreffenden Güter zu 

verhindern, sowie gegebenenfalls Bestimmungen für die Rückführung dieser Güter. 
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Abschnitt 4: Definitionen 

 

2.4.1. Für die Zwecke des Verhaltenskodex und der Operativen Bestimmungen gelten folgende 

Definitionen: 

 

2.4.2. – "Durchfuhr": eine Verbringung, bei der die (Militär-)Güter lediglich das Hoheitsgebiet 

 eines Mitgliedstaats durchqueren 

 

– "Umladung": eine Durchfuhr mit dem Vorgang der gegenständlichen Entladung der 

Güter von dem Transportmittel, mit dem die Einfuhr erfolgt ist, und der anschließenden 

Wiederaufladung auf ein (normalerweise) anderes Transportmittel für die Ausfuhr 

 

2.4.3. Entsprechend der Definition in Artikel 2 des Gemeinsamen Standpunkts 2003/468/GASP 

des Rates sind "Vermittlungstätigkeiten" Tätigkeiten von Personen oder Körperschaften, 

 

− die Transaktionen aushandeln, welche gegebenenfalls den Transfer von in der Gemein-

samen EU-Militärgüterliste aufgeführten Gütern von einem Drittstaat in jeglichen 

anderen Drittstaat betreffen, oder dafür sorgen, dass solche Transaktionen zustande 

kommen, oder  

− die derartige Güter kaufen, verkaufen oder dafür sorgen, dass der Transfer solcher in 

ihrem Eigentum stehenden Güter von einem Drittstaat in einen anderen Drittstaat 

zustande kommt. 
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KAPITAL 3 - KRITERIENAUSLEGUNG 
_____________________________________________________________________________ 
 
Abschnitt 1:  Richtschnur für die Auslegung von Kriterium 8 
 
Einleitung 
 
3.1.1. Der Zweck dieser Richtschnur liegt darin, größere Kohärenz zwischen den Mitgliedstaaten 

bei der Anwendung von Kriterium 8 des EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren, das sich 
speziell auf die nachhaltige Entwicklung 1 bezieht, zu erreichen, indem Faktoren bestimmt 
werden, die bei der Beurteilung von Anträgen auf Ausfuhrgenehmigungen zu beachten sind. 
Damit soll keine feste Vorgabe gemacht werden, sondern es sollen bewährte Praktiken bei 
der Auslegung von Kriterium 8 allgemein zugänglich gemacht werden; die jeweilige 
Beurteilung im Einzelfall ist weiterhin von wesentlicher Bedeutung, und es steht den 
Mitgliedstaaten frei, ihre eigene Auslegung vorzunehmen. Die Richtschnur dient dem 
Gebrauch durch Beamte, die Ausfuhrgenehmigungen erteilen oder die bei Regierungsstellen 
oder -agenturen tätig sind, deren Fachkenntnisse in Entwicklungs-, Militär- oder 
Regionalfragen bei der Beschlussfassung einfließen. 

 
3.1.2. Diese Richtschnur wird regelmäßig überprüft, sei es auf Antrag eines oder mehrerer 

Mitgliedstaaten, sei es aufgrund künftiger Änderungen des Wortlauts von Kriterium 8. 
 
Anwendung von Kriterium 8 
 
3.1.3. Der EU-Verhaltenskodex bezieht sich auf alle Waffenausfuhren durch Mitgliedstaaten. A 

priori gilt Kriterium 8 somit unterschiedslos für die Ausfuhren in alle Empfängerländer. Da 
bei Kriterium 8 allerdings eine Verbindung mit der nachhaltigen Entwicklung des 
Empfängerlandes hergestellt wird, ist den Waffenausfuhren in die Entwicklungsländer 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Es ist davon auszugehen, dass es nur anzuwenden 
ist, wenn der angegebene Endverwender eine Regierung oder eine andere staatliche Stelle 
ist, denn nur bei diesen Endverwendern ist die Möglichkeit denkbar, dass knappe 
Ressourcen dem Sozialbereich oder anderen Bereichen entgehen. In Anlage A wird ein 
zweistufiges "Filtersystem" skizziert, das den Mitgliedstaaten helfen soll, Anträge auf 
Ausfuhrgenehmigungen zu ermitteln, bei denen eine Prüfung auf Kriterium 8 erforderlich 
sein könnte. Stufe 1 bezieht sich auf die Entwicklungsbedürfnisse des Landes und Stufe 2 
darauf, ob der finanzielle Wert der beantragten Genehmigung für das Empfängerland 
erheblich ist. 

 
3.1.4. Informationsquellen. Für den Fall, dass nach dem in Nummer 3 genannten Filtersystem 

eine weitere Prüfung erforderlich ist, bietet Anlage B den Mitgliedstaaten eine Reihe von zu 
berücksichtigenden sozialen und wirtschaftlichen Indikatoren. 

                                                 
1  Die Millenniums-Entwicklungsziele umfassen das Ziel der nachhaltigen Entwicklung sowie 

Fortschritte in Bezug auf Armut, Bildung, Geschlechtergleichstellung, Kindersterblichkeit, 
Gesundheitsfürsorge für Mütter, HIV/AIDS und andere Krankheiten, Umwelt und globale 
Entwicklungs-Partnerschaft. 
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 Für jeden Indikator wird eine Informationsquelle genannt. Die Situation des Empfängerlandes 

in Bezug auf einen oder mehrere dieser Indikatoren sollte nicht an sich entscheidend dafür 

sein, ob die Mitgliedstaaten die beantragten Genehmigungen erteilen. Diese Fakten sollten 

vielmehr als Entscheidungsgrundlage dienen, die zur Entscheidungsfindung beiträgt. Die 

Nummern 3.1.6 bis 3.1.12 enthalten Elemente von Kriterium 8, bezüglich deren es einer 

weiteren Beurteilung bedarf.  
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Entscheidungsrelevante Faktoren 
________________________________________________________________________________ 
 

3.1.5. Kriterium 8 bezieht sich auf eine Reihe von allgemeinen, übergeordneten Fragen, die bei 

jeder Beurteilung zu berücksichtigen sind und die im folgenden Text hervorgehaben sind. 

 

 Die Vereinbarkeit der Waffenausfuhren mit der technischen und wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Empfängerlandes, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Staaten bei 

der Erfüllung ihrer legitimen Sicherheits- und Verteidigungsbedürfnisse möglichst wenige 

Arbeitskräfte und wirtschaftliche Ressourcen für die Rüstung einsetzen sollten. 

 Die Mitgliedstaaten beurteilen anhand von Informationen aus einschlägigen Quellen, wie z. 

B.  UNDP, Weltbank, IWF und OECD, ob die geplante Ausfuhr die nachhaltige Entwicklung 

des Empfängerlandes ernsthaft beeinträchtigen würde. Sie prüfen in diesem Zusammenhang 

den jeweiligen Anteil der Rüstungs- und der Sozialausgaben des Empfängerlandes und 

berücksichtigen dabei auch jedwede EU- oder bilaterale Hilfe. 

 

Technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
 
3.1.6a Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bezieht sich darauf, inwiefern die Waffeneinfuhr sich 

darauf auswirkt, ob finanzielle und wirtschaftliche Ressourcen des Empfängerlandes kurz-, 

mittel- und langfristig für andere Zwecke bereitstehen. In dieser Hinsicht können die 

Mitgliedstaaten folgende Aspekte in Betracht ziehen: 

 

• Kapitalkosten des Waffenkaufs und diesbezügliche voraussichtliche Folgekosten 

(Zubehör und Material), auch für Schulung und Wartung; 

• bewirken die betreffenden Waffen eine Aufstockung oder eine Ersetzung bestehender 

Bestände und werden eventuell Ersparungen gegenüber den Betriebskosten älterer 

Systeme erzielt? 

• wie finanziert das Empfängerland die Einfuhr 1 und wie wirkt sich dies auf seine 

Auslandsverschuldung und die Zahlungsbilanz aus? 

                                                 
1 Dies muss betrachtet werden, denn die Zahlungsmethoden könnten für die Volkswirtschaft und die 

nachhaltige Entwicklung abträgliche Auswirkungen haben. Erfolgt der Kauf beispielsweise durch 
Barzahlung, so könnten dadurch die Devisenreserven eines Landes so dezimiert werden, dass kein 
Sicherheitsnetz für die Wechselkurs-Politik mehr besteht, und zudem kurzfristige negative Auswir-
kungen auf die Zahlungsbilanz entstehen. Erfolgt er auf Kredit (jeglicher Form), so steigt dadurch die 
Gesamtschuldenlast des Empfängerlandes - die möglicherweise bereits ein untragbares Ausmaß 
erreicht hat. 
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3.1.6b Technische Leistungsfähigkeit bezieht sich auf die Fähigkeit des Empfängerlandes, die 

betreffende Ausrüstung in einer materiell und personell effektiven Weise zu nutzen. In 

dieser Hinsicht sollten die Mitgliedstaaten folgende Fragen prüfen: 

 

• Hat das Empfängerland die militärische Infrastruktur für eine effektive Nutzung der 

Ausrüstung? 

 

• Ist ähnliche bereits in Betrieb befindliche Ausrüstung in einem guten Wartungszustand? 

 

• Steht für die Nutzung und die Wartung der Ausrüstung genügend geschultes Personal 

zur Verfügung? 1 

 

Legitime Sicherheits- und Verteidigungsbedürfnisse 

 

3.1.7. Alle Nationen haben gemäß der VN-Charta das Recht auf Selbstverteidigung. Allerdings ist 

zu prüfen, ob die Waffeneinfuhr eine angemessene und im rechten Verhältnis stehende 

Antwort auf das Bedürfnis des Empfängerlandes ist, sich zu verteidigen, seine innere 

Sicherheit zu wahren und an internationalen friedenserhaltenden und humanitären 

Operationen mitzuwirken. Es sollten folgende Fragen in Betracht gezogen werden: 

 

• Besteht eine plausible Sicherheitsbedrohung, der die geplante Waffeneinfuhr 

entgegenwirken könnte? 

 

• Sind die Streitkräfte für solch eine Bedrohung gerüstet? 

 

• Ist die geplante Waffeneinfuhr eine plausible Priorität in Anbetracht der Gesamt-

bedrohung? 

                                                 
 
1  Arbeitet beispielsweise bereits ein großer Anteil der Ingenieure und Techniker des Landes im 

Militärbereich? Besteht im zivilen Sektor ein Mangel an Ingenieuren und Technikern, der 
durch weitere Einstellungen im Militärbereich noch verschlimmert würde? 
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Einsatz möglichst weniger Arbeitskräfte und wirtschaftlicher Ressourcen für die Rüstung 

 

3.1.8. Ein "möglichst geringer Einsatz" ist eine Frage des Ermessens, bei dem alle relevanten 

Faktoren zu berücksichtigen sind. Unter anderem sollten die Mitgliedstaaten dabei folgende 

Fragen prüfen: 

 

• Steht die Ausgabe im Einklang mit der Armutsbekämpfungs-Strategie des 

Empfängerlandes oder den von den internationalen Finanzinstitutionen unterstützten 

Programmen? 

• Wie hoch sind die Militärausgaben im Empfängerland? Wurden sie in den letzten fünf 

Jahren aufgestockt? 

• Wie transparent sind Ausgaben und Beschaffungswesen im Militärbereich des Staates? 

Wie steht es um demokratische oder öffentliche Mitwirkung bei der Aufstellung des 

Staatshaushalts? 

• Gibt es ein klares und kohärentes Konzept für das Militärbudget? Gibt es eine klar 

umrissene Verteidigungspolitik und eine klare Definition der legitimen Sicherheits-

bedürfnisse des Landes? 

• Bestehen noch mehr kosteneffektive Militärsysteme? 

 

Jeweiliger Anteil der Rüstungs- und der Sozialausgaben 

 

3.1.9. Bei der Beurteilung der Frage, ob der Waffenkauf das Verhältnis der Militärausgaben im 

Vergleich zu den Sozialausgaben erheblich stören würde, sollten die Mitgliedstaaten 

folgende Fragen prüfen: 

 

• Wie hoch sind die Militärausgaben des Empfängerlandes im Vergleich zu seinen 

Ausgaben für Gesundheit und für Bildung? 

• Wie hoch sind die Militärausgaben des Empfängerlandes als Prozentsatz des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP)? 

• Besteht in den letzten fünf Jahren ein Aufwärtstrend bei den Militärausgaben gegenüber 

Gesundheit und Bildung und in Bezug auf das BIP? 
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•  Kann im Falle hoher Militärausgaben des Landes bei einigen von diesen von 

"versteckten Sozialausgaben" gesprochen werden? (z.B. werden in hoch 

militarisierten Gesellschaften von den Militärs möglicherweise Krankenhäuser und 

andere Sozialleistungen bereitgestellt) 

•  Hat das Land einen beträchtlichen Umfang von haushaltsunabhängigen 

Militärausgaben (d.h. gibt es beträchtliche Militärausgaben, die sich dem normalen 

Prozess der Haushaltsführung und -kontrolle entziehen)? 

 

Hilfeleistungen 

 

3.1.10. Die Mitgliedstaaten sollten den Umfang der Hilfeleistungen an das Empfängerland und 

deren potenzielle Fungibilität 1 prüfen. 

 

• Ist das Land stark von Außenhilfe, also von multilateralen und bilateralen 

Hilfeleistungen und von Hilfeleistungen der EU abhängig? 

• Wie hoch ist der Grad der Abhängigkeit von externen Hilfeleistungen im Verhältnis 

zum Bruttonationaleinkommen? 

 

Kumulative Wirkung 

 

3.1.11. Eine Beurteilung der kumulativen Wirkung von Waffeneinfuhren auf die Wirtschaft eines 

Empfängerlandes kann nur unter Berücksichtigung der Ausfuhren jedweder Herkunft 

erfolgen, genaue Zahlen sind normalerweise jedoch nicht verfügbar. Jeder Mitgliedstaat 

möchte möglicherweise die kumulative Wirkung seiner eigenen Waffenausfuhren in ein 

Empfängerland, einschließlich zurückliegender und geplanter Anträge auf 

Genehmigungen, abschätzen. Er möchte möglicherweise auch die verfügbaren 

Informationen über laufende und geplante Ausfuhren aus anderen EU-Mitgliedstaaten 

sowie aus anderen Lieferanten-Staaten berücksichtigen. Potenzielle Quellen sind unter 

anderem der EU-Jahresbericht, die Jahresberichte der Mitgliedstaaten, das Wassenaar-

Arrangement, das VN-Waffenregister und die Jahresberichte des Stockholmer Instituts für 

Friedensforschung. 

 

3.1.12. Daten über kumulative Waffenausfuhren können Verwendung finden für eine korrektere 

Beurteilung von 

 

• zurückliegenden, derzeitigen und voraussichtlichen Trends bei den Militärausgaben 

und deren Beeinflussung durch das geplante Ausfuhrgeschäft, 

                                                 
1  Fungibilität bezieht sich dabei auf die potenzielle Abzweigung von Hilfeleistungen für 

unangemessene militärische Ausgaben. 
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• Trends bei den Militärausgaben als Anteil des Volkseinkommens des Empfängerlandes 

sowie als Anteil seiner Sozialausgaben. 

 

Entscheidungsfindung 

 

3.1.13. Anhand der Daten zu den unter Nummer 3.1.6 bis 3.1.12 genannten kritischen Aspekten 

und ihrer Beurteilung kommen die Mitgliedstaaten zu einer Entscheidung in der Frage, ob 

die geplante Ausfuhr die nachhaltige Entwicklung des Empfängerlandes ernsthaft 

beeinträchtigen würde. 

 

___________________ 
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Anlage A 

 

Um eine erste Entscheidung zu treffen, ob ein Antrag auf eine Ausfuhrgenehmigung einer Prüfung 

nach Kriterium 8 bedarf, haben die Mitgliedstaaten das Entwicklungsniveau des Empfängerlandes 

und den finanziellen Wert der geplanten Ausfuhr zu prüfen. Das folgende Schaubild soll den 

Mitgliedstaaten beim Entscheidungsprozess helfen: 

 

                

                

                

                

                

                

                

     JA       JA    

                

       YE         

                

           YES  NO   

         NEIN  JA  NEIN 

                   

                    

                  

                

      JA    NEIN    JA NEIN 

                

               

 

 

      

 

 

____________________ 

FILTER 1 

Entwicklungs-
niveau 
 

Hat das Land größere 
Entwicklungsprobleme? 

Hat das Land gewisse 
Entwicklungsprobleme? 

FILTER 2 

Finanzieller 
Wert 

Ist der Transfer von 
finanziell erheblichem 

Umfang? 

Ist der Transfer so 
umfangreich, dass er eine 

Auswirkung auf die 
Entwicklung haben könnte? 

Ist der Transfer Teil 
eines umfangreicheren 

Geschäfts? 

Ist der Transfer 
Teil eines 

umfangreicheren 
Geschäfts? 

ENDE ENDE

WEITERE PRÜFUNG NÖTIG 
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Anlage B 

 

Die Mitgliedstaaten möchten möglicherweise in Bezug auf das Empfängerland eine Reihe von 

sozialen und wirtschaftlichen Indikatoren und deren Trends in den letzten Jahren heranziehen; 

solche werden nachstehend mit den Datenquellen angeführt: 

 
Indikator Datenquelle 

Höhe der Militärausgaben im Vergleich zu den 
öffentlichen Ausgaben für Gesundheit und 
Bildung 

IISS-Militärbilanz; SIPRI; Länderberichte von 
WB/IWF; WDI 

Militärausgaben als Prozentsatz des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) 

IISS-Militärbilanz; SIPRI; Länderberichte von 
WB/IWF; WDI 

Hilfeabhängigkeit im Verhältnis zum 
Volkseinkommen 

WDI 

Haushaltstragfähigkeit WDI, WDR, Länderberichte der IFI 
Schuldendienstfähigkeit WB/IWF, auch Länderberichte 
Leistungsbilanz gegenüber den Milleniums-
Entwicklungszielen (nach 2005) 

UNDP, Bericht über die menschliche 
Entwicklung 

 

ABKÜRZUNGSLISTE 
IFI  :  internationale Finanzinstitutionen 
IISS  :  Internationales Institut für strategische Studien 
IWF  :  Internationaler Währungsfonds 
SIPRI :  Stockholm International Peace Research Institute 
UNDP :  Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
WB:  :  Weltbank 
WDI  :  Weltenwicklungsindikatoren 
WDR  :  Weltentwickungsbericht 
 

LISTE DER QUELLEN (WEBSITES) 

IFI  : http://www.ifiwatchnet.org 
IISS  : http://www.iiss.org  
IMF  : http://www.imf.org 
SIPRI : http://www.sipri.org 
UNDP : http://www.undp.org.in 
WB  : http://www.worldbank.org 
WDI  : http://www.publications.worldbank.org/WDI 
WDR  : http://econ.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/EXTDEC/ 

 EXTRESEARCH/EXTWDRS/0,,contentMDK:20227703~pagePK:478093~piPK:
 477627~theSitePK:477624,00.html”  

 

___________________ 
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KAPITEL 4 – TRANSPARENZ 
________________________________________________________________________________ 
 

Abschnitt 1: Anforderungen für die Vorlage von Informationen für den EU-Jahresbericht 

 

4.1.1. In der Operativen Bestimmung Nr. 8 des Verhaltenskodex heißt es wie folgt: "Jeder 

Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mitgliedstaaten jährlich vertraulich einen Bericht über 

seine Rüstungsexporte und seine Durchführung des Verhaltenskodex." 

 

4.1.2. Anhand der Beiträge aller Mitgliedstaaten wird dem Rat ein EU-Jahresbericht vorgelegt und 

in der Reihe C des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. Zudem wird von jedem 

Mitgliedstaat, der Güter ausführt, die in der Gemeinsamen EU-Militärgüterliste erfasst sind, 

ein einzelstaatlicher Bericht über seine Rüstungsexporte veröffentlicht, dessen Inhalt an den 

einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auszurichten ist und der entsprechend den 

Vorschriften des Benutzerleitfadens Angaben für den EU-Jahresbericht über die Umsetzung 

des Verhaltenskodex liefert. 

 

4.1.3. Jeder Mitgliedstaat macht dem Generalsekretariat jährlich Angaben zu den nachstehend 

aufgeführten Punkten. Die mit * versehenen Punkte werden im EU-Jahresbericht nicht 

unmittelbar, sondern in einer von den Mitgliedstaaten zu vereinbarenden aggregierten Form 

veröffentlicht: 

 

a) Zahl der erteilten Ausfuhrlizenzen je Bestimmungsland, aufgeschlüsselt nach den 

Kategorien der Militärgüterliste (sofern bekannt) 

 

b) Wert der erteilten Ausfuhrlizenzen je Bestimmungsland, aufgeschlüsselt nach den 

Kategorien der Militärgüterliste (sofern bekannt) 

 

c) Wert der tatsächlichen Ausfuhren je Bestimmungsland, aufgeschlüsselt nach den 

Kategorien der Militärgüterliste (sofern bekannt) 

 

d) Zahl der ausgesprochenen Verweigerungen je Bestimmungsland, aufgeschlüsselt nach 

den Kategorien der Militärgüterliste (sofern bekannt) * 

 

e) jeweilige Zahl der Inanspruchnahme jedes Kriteriums des Kodex je Bestimmungsland, 

aufgeschlüsselt nach den Kategorien der Militärgüterliste (sofern bekannt) * 
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f) Zahl der gestellten Konsultationsersuchen 

 

g) Zahl der erhaltenen Konsultationsersuchen 

 

h) Zahl der trotz einer früheren Verweigerung erteilten Genehmigungen * 

 

i) Adresse der einzelstaatlichen Website mit dem Jahresbericht über Rüstungsexporte. 

 

4.1.4. Wenn die Mitgliedstaaten von offenen Lizenzen Gebrauch machen, legen sie die oben 

genannten Angaben in möglichst großem Umfang vor. 
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Abschnitt 2: Internet-Adressen mit den einzelstaatlichen Berichten über Rüstungsexporte 

 
Internet addresses of Member States' national websites on arms export controls are shown below: 
 
 
Austria: (Gouvernement http://www.austria.gv.at  Foreign Ministry http://www.bmaa.gv.at)  
  
Belgium: « Rapport du Gouvernement au Parlement sur la loi relative à l'importation, l'exportation et le transit 

d'armes (2002) »    http://www.diplomatie.be/fr/press/homedetails.asp?TEXTID=8481  
(diplobel.fgov.be) 

  
Czech Republic: «  Yearly National Reports : 2001, 2002, 2003 » 

http://www.mzv.cz/wwwo/mzv/default.asp?ido=15135&idj=2&amb=1&ikony=True&trid=1&prsl=True&p
occ1=8  
(www.mzv.cz/kontrolaexportu) 

  
Denmark: « Utforsel af vaben og produkter med dobbelt anvendelse fra Danmark 2004 » 

http://www.um.dk/NR/rdonlyres/5D6C5BD3-E876-484B-B974-
AA62D12D949B/0/2004Udfoerselafvaabenogdualuseprodukterrev2.pdf 

  
Estonia:  http://www.vm.ee/eng/kat_153 
  
Finland: « Annual report according to the eu code of conduct on arms exports 2003 » 

http://www.defmin.fi/index.phtml/page_id/334/topmenu_id/75/menu_id/334/this_topmenu/75/lang/3/fs/12 
  
France: « Rapport au Parlement sur les exportations d'armement de la France en 2002 et 2003 » 

http://www.defense.gouv.fr/sites/defense/actualites_et_dossiers/rapport_sur_les_exportations_darmement_e
n_2002_et_2003 

  
Germany: « 2003 Military Equipment Export Report »  

http://www.bmwa.bund.de/Navigation/Service/bestellservice,did=72610.html 
  
Hungary: http://www.mkeh.hu  
  
Ireland: http://www.entemp.ie/trade/export/military.htm 
  
Italy: www.camera.it , select “attività parlamentare”, select “lavori”, select “documenti parlamentari”, select “doc 

LXVII”  
  
Latvia: www.mfa.gov.lv  
  
Luxembourg: www.mae.lu 
  
Malta: (site under construction) 
  
Netherlands: « Bijlage: Jaarrapport Wapenexportbeleid 2004 » 

http://www.ez.nl/dsc?s=obj&c=getobject&objectid=34715&sessionid=1odvhsUhCp3Q4aGxJh@OuGE@
@hW9pD8XH5!b8xG5jif5WxRze8Ga59bo5Wz8ZWno&dsname=EZInternet&sitename=EZ-
nl&loggetobject=true  
(www.exportcontrole.ez.nl) 

  
Poland: http://dke.mg.gov.pl  

http://www.austria.gv.at/
http://www.bmaa.gv.at/
http://www.diplomatie.be/fr/press/homedetails.asp?TEXTID=8481
http://www.diplobel.fgov.be/#_Hlk105304966
http://www.mzv.cz/wwwo/mzv/default.asp?ido=15135&idj=2&amb=1&ikony=True&trid=1&prsl=True&pocc1=8
http://www.mzv.cz/wwwo/mzv/default.asp?ido=15135&idj=2&amb=1&ikony=True&trid=1&prsl=True&pocc1=8
http://www.mzv.cz/kontrolaexportu
http://www.um.dk/NR/rdonlyres/5D6C5BD3-E876-484B-B974-AA62D12D949B/0/2004Udfoerselafvaabenogdualuseprodukterrev2.pdf
http://www.um.dk/NR/rdonlyres/5D6C5BD3-E876-484B-B974-AA62D12D949B/0/2004Udfoerselafvaabenogdualuseprodukterrev2.pdf
http://www.vm.ee/eng/kat_153
http://www.defmin.fi/index.phtml/page_id/334/topmenu_id/75/menu_id/334/this_topmenu/75/lang/3/fs/12
http://www.defense.gouv.fr/sites/defense/actualites_et_dossiers/rapport_sur_les_exportations_darmement_en_2002_et_2003
http://www.defense.gouv.fr/sites/defense/actualites_et_dossiers/rapport_sur_les_exportations_darmement_en_2002_et_2003
http://www.bmwa.bund.de/Navigation/Service/bestellservice,did=72610.html
http://www.mkeh.hu/
http://www.entemp.ie/trade/export/military.htm
http://www.camera.it/
http://www.mfa.gov.lv/
http://www.mae.lu/
http://www.ez.nl/dsc?s=obj&c=getobject&objectid=34715&sessionid=1odvhsUhCp3Q4aGxJh@OuGE@@hW9pD8XH5!b8xG5jif5WxRze8Ga59bo5Wz8ZWno&dsname=EZInternet&sitename=EZ-nl&loggetobject=true
http://www.ez.nl/dsc?s=obj&c=getobject&objectid=34715&sessionid=1odvhsUhCp3Q4aGxJh@OuGE@@hW9pD8XH5!b8xG5jif5WxRze8Ga59bo5Wz8ZWno&dsname=EZInternet&sitename=EZ-nl&loggetobject=true
http://www.ez.nl/dsc?s=obj&c=getobject&objectid=34715&sessionid=1odvhsUhCp3Q4aGxJh@OuGE@@hW9pD8XH5!b8xG5jif5WxRze8Ga59bo5Wz8ZWno&dsname=EZInternet&sitename=EZ-nl&loggetobject=true
http://www.exportcontrole.ez.nl/
http://dke.mg.gov.pl/
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Portugal: www.mdn.gov.pt 
  
Slovakia: www.economy.gov.sk 
  
Slovenia: www.mors.si 
  
Spain: « Estadísticas españolas de exportación de material de defensa y de doble uso, año 2003 » 

http://www.revistasice.com/Estudios/Documen/bice/2827/BICE28270101.PDF  
(www.mcx.es/sgcomex/mddu) 

  
Sweden: http://www.sweden.gov.se  
  
United Kingdom:  http://www.fco.gov.uk/servlet/Front?pagename=OpenMarket/Xcelerate/ShowPage&c=Page&cid=1007029

390554 
 

 

http://www.mdn.gov.pt/
http://www.economy.gov.sk/
http://www.mors.si/
http://www.revistasice.com/Estudios/Documen/bice/2827/BICE28270101.PDF
http://www.mcx.es/sgcomex/mddu
http://www.sweden.gov.se/
http://www.fco.gov.uk/files/kfile
http://www.fco.gov.uk/files/kfile
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Kapitel 5 – Teilnehmer des Verhaltenskodex 
Abschnitt 1: Liste der Teilnehmer, Kontaktstellen und weitere Informationen bezüglich der 
Teilnahme 
 
5.1.1.  Norway: 
 
Contact person/Institution   
 
Name:  Ministry of Foreign Affairs, 
  Department for Security Policy and Bilateral Relations 
  Section for Export Controls  
Contact person:   Anne Kari Lunde 
 
Address:  7 juni pl./Victoria Terrace 
  N-0032 Oslo 
 
Telephone:  47 22 24 35 96 
Fax:  47 22 24 34 19 
 
Email:  s-ekso@mfa.no 
  anne.kari.lunde@mfa.no 
 
Annual Report website reference:  http://www.eksportkontroll.mfa.no  
 

Background 

 
- Aligned with the Code of Conduct when it was established in June 1998 
 
- Respects embargoes on arms sales imposed by the EU. 
 

Relevant International Agreements 

- OSCE Criteria on conventional arms exports.  

- The Wassenaar Arrangement on Export Controls for Conventional Arms and Dual-Use Goods 
and Technologies.  

- Convention on the Prohibition of the Use, Stockpiling, Production and Transfer of Anti-
personnel Landmines and on their Destruction. 

 

Relevant national legislative and other provisions  

- Law of 18 December 1987 no.93 on Control over the Export of Strategic Goods, Services and 
Technology;  

- Ministry for Foreign Affairs Decree of 10 January 1989 to implement export regulations for 
strategic goods, services and technology 
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Kapitel 6 - Gemeinsame EU-Militärgüterliste 
________________________________________________________________________________ 
 

6.1.1. Die Gemeinsame EU-Militärgüterliste hat den Stellenwert einer politischen Verpflichtung 

im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Ihre neueste Fassung ist im 

Amtsblatt C 127 vom 25. Mai 2005 enthalten und trägt den Änderungen Rechnung. die seit 

der Veröffentlichung der vorherigen Liste im Dezember 2003 im Rahmen des Wassenaar-

Arrangements vereinbart wurden. 

 

6.1.2. Die Liste wird aktualisiert werden, um Änderungen in den einschlägigen internationalen 

Listen Rechnung zu tragen und sonstige von den Mitgliedstaaten vereinbarte Änderungen 

aufzunehmen. 

 

6.1.3. Die neueste Fassung der Gemeinsamen EU-Militärgüterliste ist unter folgender Internet-

Adresse einzusehen: 

 http://ue.eu.int/cms3_fo/showPage.asp?id=408&lang=de&mode=g#exp3  

 (d.h. der Web-Site des Rates unter "Außen- und Sicherheitspolitik" und sodann unter 

"Ausfuhrkontrollen sicherheitsrelevanter Güter und Technologien"). 

 

____________________ 
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ANHANG 

 

FORMBLATT 1 –Verweigerungsmitteilung gemäß dem Verhaltenskodex der 

Europäischen Union 

 

(* = die mit * gekennzeichneten Felder müssen auf jeden Fall ausgefüllt werden). 

 

1. Kennzeichnung 

1.1. Kennnummer * : 

1.2. Mitteilende Regierung * : 

1.3. Endbestimmungsland * : 

1.4. Tag der Mitteilung * : 

1.5. Angabe zur Kontaktperson, für  

nähere Angaben : 

 

2. Waren/Güter 

2.1. Kurzbeschreibung der Güter * : 

2.2. Nummer in der Militärgüterliste * 

(gegebenenfalls mit Unternummer)   

2.3. Mengenangabe : 

2.4. Wert (freiwillig) : 

2.5. Hersteller (freiwillig) : 

 

3. Mitgeteilter Endverwendungszweck * : 

 

4. Empfänger 

4.1. Name * : 

4.2. Anschrift  : 

4.3. Land * : 

4.4. Telefonnummer(n) : 

4.5. Faxnummer(n) : 

4.6. E-Mail-Anschrift(en) : 
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5. Endverwender (falls abweichend vom Empfänger) 

5.1. Name * : 

5.2. Anschrift  : 

5.3. Land * : 

5.4. Telefonnummer(n) : 

5.5. Faxnummer(n) : 

5.6. E-Mail-Anschrift(en) : 

 

6. Grund für die Verweigerung der  

Genehmigung (Kriterien) * : 

 

7. Ergänzende Bemerkungen (freiwillig) : 

 

8. Nur für die Verweigerungsmitteilung  

 bezüglich Vermittlertätigkeit 

8.1. Ursprungsland der Güter  : 

8.2. Name(n) des/der Vermittler(s) : 

8.3. Geschäftsanschrift(en) : 

8.4. Telefonnummer(n) : 

8.5. Faxnummer(n) : 

8.6. E-Mail-Anschrift(en) : 
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FORMBLATT 2 – Änderung oder Widerruf einer Verweigerungsmitteilung gemäß dem 

Verhaltenskodex 

 

Kennzeichnung 

1.1. Kennnummer  : 

1.2. Ausgestellt von : 

1.3. Bestimmungsland  : 

1.4. Tag des Wirksamwerdens 

des Widerrufs oder der Änderung  : 

1.5. Angabe zur Kontaktperson  

für nähere Angaben : 

 

Nur bei Änderung einer Verweigerungsmitteilung 

2.1. Zu ändernde(r) Bestandteil(e) : 

2.2. Neue(r) Bestandteil(e) :  

2.3. Grund für die Änderung : 

 

Nur bei Widerruf einer Verweigerungsmitteilung 

3.1. Grund für den Widerruf : 

 

 

 

________________________ 

 


